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LINDAUER

ANSICHTEN

Oberliga – und Lindau ist 
dabei! 
Die EV Lindau Islanders ha-
ben den Klassenerhalt in der 
Eishockey Oberliga Süd ge-
schafft. In einem hochklassi-
gen Play-off-Spiel schlugen 
die Islanders am Dienstag-
abend, 7. März, den EHV 
Schönheide im entscheiden-
den fünften Viertelfinal-Spiel 
mit 5:1 (1:0, 2:0, 2:1). Da-
durch qualifizierten sich die 
Lindauer nicht nur erneut für 
die Oberliga Süd – sie starte-
ten auch gleich am Freitag, 
10. März, in die „Best of Five“-
Halbfinalserie gegen den TEV 
Miesbach, der sensationell 
die Höchstadt Alligators aus 
der Oberliga warf. „Wir genie-
ßen den Moment, aber wir 
haben noch einiges vor“, 
kündigte EVL-Trainer Dustin 
Whitecotton an. Denn jetzt 
geht es für die Lindauer noch 
um die Bayerische Meister-
schaft. Wir als Medienpartner 
des EVL haben auch noch 
einiges vor: Wir würden unse-
re Jungs gern ins Finale be-
gleiten und stehen auch in 
der neuen Oberliga-Saison 
wieder an ihrer Seite!  

Hans-Jörg
Apfelbacher,

Geschäftsführer

Lindauer
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▶ EVL in der Oberliga  
Im entscheidenden 
fünften Viertelfinalspiel 
sicherten die Islanders 
den Klassenerhalt     Ansichten

▶ Glückliche Gewinner    
Familie Filpe fand den 
Eishockey-Abend in der 
BZ-Gewinner-Lounge in 
der ESA super  S. 17

Ihre nächsten BZ erscheinen
Samstag, 25.03.2017
Samstag, 08.04.2017

Erscheinungstermine

Wissenswertes:

Neuer Name 

Die Lindauer Tanzschule 
Schnell heißt ab April
ADTV Tanzschule Daniel 
Geiger    S. 17

Wissenswertes:

BZ verlost Gutscheine 

Elffacher deutscher Bar-
Tender-Meister in der Spiel-
bank Lindau zu erleben. Die 
BZ verlost Gutscheine für 
einen Bar-Besuch S. 17

Essen und Trinken:

Neue Pächter

Theresa und Markus Stoffel 
sind die neuen Gastgeber im 
Restaurant & Café „Mole 3“, 
dem Clubheim des Lindauer 
Segel-Clubs S. 10

▶
Im
fü
si
de

Der Landkreis Lindau muss 
für die Erschließung seines 
Grundstücks durch die Ach-
straße nichts bezahlen. Dies 
hat der Bayerische Verwal-
tungsgerichtshof in zweiter 
Instanz entschieden. Damit 
bleibt die Stadt auf ungefähr 
200.000 Euro an Erschlie-
ßungskosten sitzen. Der Anteil 
des Landkreises allein hätte 
rund 160.000 Euro betragen. 
Doch der Beitrag kann nach 
diesem Urteil  wegen des Ab-
laufs der Festsetzungsfrist 
nicht mehr  erhoben werden.

Ausgangspunkt der gericht-
lichen Auseinandersetzung 
waren Bescheide vom März 
2014, mit denen die Stadt den 
Landkreis  und die  betroffenen 
Anlieger zur Begleichung der 
entstandenen Erschließungs-
beiträge heranziehen wollte. 
Die Widerspruchsbehörde im 
Landratsamt Lindau hob den 
an den Landkreis gerichteten 
Beitragsbescheid der Stadt auf, 
die Stadt hat daraufhin alle an-
deren Bescheide der  Straßen-
anlieger aufgehoben und  bereits 
gezahlte Beträge  erstattet.

Ausschlaggebend für die 
lange Rechtsunsicherheit waren 
vor allem zwei Umstände.  
 Infolge einer neuen Rechtspre-
chung des Bundesverfassungs-
gerichts aus dem Jahr 2013 und 

der Änderung im bayerischen 
Kommunalabgabengesetz im 
Jahr 2014 können mittlerweile 
auch  Erschließungsbeiträge 
 infolge Fristablaufs unter geän-
derten Bedingungen nicht 
mehr festgesetzt werden. 

Damit war die Frage ent-
scheidend, wann die Achstraße 
funktionsfähig fertiggestellt 
war. Darüber gab es zwischen 
dem Landkreis und der Stadt 
unterschied liche Ansichten. 
Während die Stadt der Mei-
nung war, dass dies erst mit der 
Fertigstellung des Gehwegs im 
Jahr 2010 der Fall war, sah dies 
das Gericht nunmehr anders. 
Es urteilte, dass die Straße 
 bereits 1980 endgültig herge-
stellt worden sei und bereits 
damals hätte abgerechnet wer-
den müssen. Dies war aber von 
sämtlichen seit den 1980er 
Jahren Verantwort lichen un-
terlassen worden. Auch das 
Landratsamt als Aufsichts-
behörde der Stadt hatte nie 
auf die Beitrags erhebung ge-
drängt.

Ein Umstand, den auch der 
Anwalt des Landkreises in der 
Verhandlung würdigte: „Der 
jetzige Oberbürgermeister und 
die Verwaltung versuchen 
 lediglich, die Versäumnisse der 
Vergangenheit aufzuarbeiten.“

Das Verwaltungsgericht 
Augsburg hatte im März 2015 

in erster Instanz die Klage der 
Stadt mit Hinweis auf die neue 
Rechtsprechung sowie die 
 geänderte Gesetzeslage zu-
rückgewiesen. Das Gericht ließ 
aber die Berufung zu, da die 
Rechtssache grundsätzliche 
Bedeutung hat und rechtliche 
Fragen in entscheidungserheb-
lichen Punkten aufwirft, ins-
besondere was die vom Land-
ratsamt geltend gemachten 
 Einwände betrifft.

Die Stadt hatte im Laufe des 
Verfahrens für ihre Sicht der 
Rechtslage die Unterstützung 
des Bayerischen Städtetags, des 
Bayerischen Gemeindetags 
 sowie des Bayerischen Kom-
munalen Prüfungsverbands 
erhalten. „Es war aus rechtli-
cher Sicht geboten und aus 
städtischer Sicht zwingend 
notwendig, den Rechtsstreit 
obergerichtlich klären zu las-
sen, um endgültige Rechtsklar-
heit für Bürger und Verwaltung 
herzustellen, sowie künftig ei-
nen verantwortungsvollen 
Umgang mit den städtischen 
Finanzmitteln zu gewähr-
leisten“,  begründet Claudia 
Halberkamp, Juristin bei der 
Stadt, warum die Stadt in Beru-
fung gegangen war. Dies sieht 
auch Oberbürgermeister Dr. 
Gerhard Ecker so: „Mit diesem 
Urteil haben wir jetzt größere 
Rechtssicherheit auch bei an-

deren Straßen im Stadtgebiet.“
In der mündlichen Ver-

handlung beim VGH hob auch 
der Vorsitzende Richter die 
 besonders pikante Situation 
hervor, dass es sich beim Bei-
tragsschuldner um einen 
Landkreis handelt, der als 
 Beitragsschuldner sich auf 
„Verjährung“ beruft und 
gleichzeitig um die Aufsichts- 
und Widerspruchsbehörde, 
welche den Ausgangsbescheid 
aufgehoben hat, ebenfalls im 
Landratsamt Lindau angesie-
delt ist.

Das Landratsamt ist als 
Rechtsaufsichtsbehörde der 
Stadt generell gehalten, bei der 
Stadt auf die Einhaltung der 
Grundsätze sparsamer Haus-
haltsführung und die Aus-
schöpfung der Einnahmequel-
len hinzuwirken. Dies ist bei 
der Achstraße über Jahrzehnte 
nicht geschehen.

Für die erstmalige Herstel-
lung einer Straße werden seit 
den 1960er Jahren verpflich-
tend Erschließungsbeiträge er-
hoben, weil den Anliegern der 
Straße dauerhafte Gebrauchs-
vorteile entstehen. Sie sind 
nicht mit den  Straßen-
ausbaubeiträgen zu verwech-
seln, die in Lindau seit 2013 
erhoben werden.

 Claudia Halberkamp/JW

In der Achstraße kann die Stadt keine Erschließungsbeiträge mehr in Rechnung stellen, auch wenn Anlieger wie der Landkreis den 
 Nutzen haben.  BZ Foto: pat

Entscheidung über die Achstraße
Landkreis  muss für die Erschließung durch die Stadt Lindau nichts bezahlen


